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Stellungnahme zur Biomedizin-Konvention


„Europäisches Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Biomedizin“


(Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin)


Zusatzprotokoll über das Verbot des Klonens menschlicher Lebewesen





NOgerete lehnt den Beitritt der Schweiz zur Biomedizin-Konvention ab. Diese Konvention richtet sich beinahe in allen Punkten nach den Wünschen der Forscher und Forscherinnen und nicht nach den Menschen, die in ihrer körperlichen Integrität von den neuen Forschungen und wissenschaftlichen Möglichkeiten zentral betroffen sind. Mit der Relativierung der Menschenrechtsgarantien in der Medizin setzt sich der Europarat, der für die Wahrung der Menschenrechte in Europa steht, in Widerspruch zu seinen eigenen Zielen. Die Verabschiedung der Europäischen Menschenrechtskonvention vor 50 Jahren stand in einem Zusammenhang mit den Nazi-Verbrechen. Solche Greueltaten sollen in Europa nie mehr vorkommen können. Heute, rund 50 Jahre später, legt derselbe Europarat eine Konvention vor, die in ihrer Zielsetzung an diese dunkle Vergangenheit erinnert. Die Hochhaltung der internationalen Menschenrechtskonventionen, die in der Präambel gepriesen wird, ist in den Bestimmungen dieser Biomedizin-Konvention nicht wiederzufinden. 





Die Konvention sieht vor, dass die Einzelstaaten frei sind, einen strengeren Menschenrechtsschutz vorzusehen (Art. 27). Diese Mindestgarantieregel bricht einerseits mit dem Prinzip der Universalität von Menschenrechten, indem sie unterschiedliche Menschenrechtsstandards für verschiedene Menschengruppen grundsätzlich als gerechtfertigt propagiert. Andererseits wird mit dieser Regel den StimmbürgerInnen der Mitgliedstaaten Sand in die Augen gestreut. Sie täuscht darüber hinweg, dass durch den Beitritt zur Konvention Länder mit hohen Standards – über kurz oder lang -  ihre Schutzrechte auf das Niveau der Konvention senken werden. Aus anderen Politikbereichen ist bekannt, dass hohe Schutznormen unter Hinweis auf den “Forschungsplatz Schweiz” bekämpft werden, und regelmässig aus Wettbewerbsgründen gesenkt werden.





Ziel dieser Konvention ist die Aushöhlung der Menschenrechte im Bereich der medizinischen Forschung. Wegleitend für die Ausarbeitung der Konvention ist das Interesse der Forschung und der Medizin nach “laisser faire” und nach Lieferung von genügend Menschenmaterial für deren Forschungen und nicht die Verpflichtung, die Grundrechte der betroffenen Einzelpersonen oder Menschengruppen zu achten und zu schützen. Wir lehnen den Beitritt der Schweiz zu dieser Konvention ab.





Zu den einzelnen Bestimmungen: 





Präambel


In der Präambel werden die Prinzipien der “Bioethik” festgehalten. Bioethik als Theorie der Güterabwägung steht in einem radikalen Widerspruch zum Grundsatz der Menschenwürde als unantastbarem Kern der Menschenrechte. Bioethik wird als Sonderethik dargestellt, welche die Relativierung der Menschenrechte rechtfertigt. Wir lehnen jede Relativierung des geltenden Menschenrechtsschutzes ab. �
Gemäss Präambel soll menschliches Leben in seiner Individualität und als Teil der Menschheit geachtet werden. Der Hintergrund dieser auffälligen Formulierung ist in den Erläuterungen französischer Sprache zu finden (Ziff. 11 – 15). Da wird unmissverständlich deklariert, dass die vorhandenen Dokumente über Menschenrechte (UNO-Deklaration der Menschenrechte, Europäische Menschenrechtskonvention, Europäisches Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung, Europäische Sozialcharta, Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, die Kinderrechtskonvention) “nun durch andere Texte ergänzt werden, damit die potentiellen Implikationen der wissenschaftlichen Anforderungen voll berücksichtigt werden” (Erläuterung Ziff. 12: “D’autres textes doivent maintenant y etre ajouté pour qu’il soit pleinement tenu compte des implications potentielles de la démarche schienteifique.”) Die Konvention will im Bereich Forschung den Menschenrechtsschutz  der bestehenden internationalen Menschenrechtsabkommen ausser Kraft setzen. Bereits diese Funktion der Konvention ist Grund genug, die Unterzeichnung und die Ratifizierung der Konvention abzulehnen. 





Art. 1 und 2 (Gegenstand, Vorrang des menschlichen Lebens)


Artikel 1 definiert den Regelungsgegenstand. Terminologisch – so die französischen und englischen Originaltexte – wird zwischen “Mensch/Person” einerseits und “menschliches Leben” andererseits unterschieden. Gemäss Erläuterungen wird klargestellt, ausschliesslich “Personen” könnten als Menschen mit Rechten und Pflichten anerkannt werden. Wer als “Person” anerkannt wird, sei Sache der einzelnen Mitgliedstaaten. Diese Unterteilung von Menschen in sogenannte “Personen” und “Nicht-Personen” ist Grundprinzip einer Ideologie, wonach gewisse Menschen aufgrund bestimmter Eigenschaften weniger wert seien und darum weniger Anspruch auf Schutz und Integrität hätten. Diese Ideologie, die von einigen etablierten Wissenschaftlern propagiert wird, leistet jenen politischen Kräften Auftrieb, die den Ideen von Eugenik, Euthanasie und Rassenwahn nahestehen. Nach Ende des zweiten Weltkrieges war klar: Niemals wieder dürfen diese Verbrechen gegen die Menschlichkeit geschehen. Mit der Unterscheidung zwischen “Personen” und “Nichtpersonen” wird dieser Konsens gebrochen und die Unantastbarkeit der Würde des einzelnen Menschen wird aufgehoben.





In Artikel 1 und 2 werden die Begriffe “Mensch” und “menschliches Leben” nicht definiert, da – gemäss Erläuterungen - ein Konsens über die Definition dieser Begriffe unter den Mitgliedstaaten des Europarats nicht zu erreichen war. Die Definition wird dem nationalen Recht überlassen. Diese Definition wäre aber die Voraussetzung gewesen, um die Menschenrechtspraxis auf ein einheitliches Niveau zu stellen. Die Nicht-Definition öffnet der Deregulierung und der Angleichung der Schutznormen nach unten Tür und Tor. 





Art. 7 Schutz von Personen mit psychischer Störung


Ohne Einwilligung dürfen Eingriffe in die körperliche Integrität nur in Notfallsituationen vorgenommen werden. Notfallsituationen werden in Art. 8 der Konvention geregelt. Art. 7 bezweckt, für Personen mit psychischer Störung eine Sonderregelung einzuführen. Bei Personen mit psychischer Störung sollen Eingriffe – als Regel – stets ohne Einwilligung der gesetzlichen Vertreter erfolgen können. Das ist inakzeptabel. Nach schweizerischem Recht sind körperliche Eingriffe bei einwilligungsunfähigen Personen nur zulässig, wenn deren gesetzliche Vertretung zustimmt. Diese entscheidet im Interesse der betroffenen Person. Es ist widersinnig, dass dieser Grundsatz ausgerechnet bei einwilligungsunfähigen psychisch Kranken gelockert werden soll. Ein wirksamer Schutz von psychisch Kranken ist mit dieser Konventionsbestimmung nicht mehr gewährleistet. 





Art. 12 Prädikative genetische Untersuchungen


Gentests zu gesundheitlichen oder wissenschaftlichen Zwecken werden von der Konvention freigegeben. Das ist der einzige Inhalt dieser Bestimmung: Kein Datenschutz, kein Schutz vor Missbräuchen, kein Persönlichkeitsschutz - und auf die Zustimmung der Betroffenen bezüglich Untersuchung und Weitergabe der Daten wird vollends verzichtet.  “Der grosse Lauschangriff auf molekularer Ebene ist damit eröffnet.” (Michael Wunder, Soziale Medizin 2/97, S. 42). Festgeschrieben wird einzig und allein die genetische Beratung. Genetische Beratungsstellen garantieren jedoch keine unabhängige Beratung. Sie dienen nur scheinbar den Informationsbedürfnissen betroffener Personen. Genetische Beratungsstellen nehmen einerseits eine zentrale Position ein, um neue Technologien durchzusetzen. Andererseits spielen die Eigeninteressen der BeraterInnen auch eine grosse Rolle. Es geht darum, an “Forschungsmaterial” heranzukommen und die Durchsetzung eugenischer Ziele zu erleichtern. 





Sozialpolitischen Zündstoff steckt im Begriff “prädikative Untersuchungen”. Es geht um pränatale und postnatale Untersuchungen, die künftige Behinderte resp. mögliche Krankheitsrisiken eruieren sollen. Der Ausbau pränataler Diagnostik bedeutet mehr Kontrollen für Schwangere und eine Erweiterung der Kategorie “Risikoschwangerschaft”. Postnatale prädikative Untersuchungen bedeutet die Einführung einer neuen Kategorie von “Kranken”, nämlich Kranke (noch) ohne Krankheit. In beiden Fällen werden im Zusammenhang mit der Diskussion über die “Kostenexplosion im Gesundheitswesen” unabsehbare soziale Ausgrenzungsprozesse ausgelöst. Prädikative Untersuchungen sind nur dann sozialverträglich, wenn die Diagnostik auf Krankheiten beschränkt wird, für die Therapien entwickelt worden sind. Zudem müssen Screening-Verfahren verboten werden.   





Art. 13 – Interventionen in das menschliche Genom


Eingriffe in das Erbgut sind nicht verboten. Das ist die zentrale Aussage dieser Bestimmung. Es liegt hier ein Verbot bei gleichzeitiger Erlaubnis vor. Gemäss französischen Erläuterungen des Europarats sollen Keimbahneingriffe zugelassen werden, um die Forschung nicht zu behindern. Keimbahneingriffe zu Forschungszwecken sind erlaubt, ebenso ein Teil der Anwendungen wie z.B. Genmanipulationen bei Keimzellen und Embryonen, die als “überzählig” bei der technischen Fortpflanzung anfallen. Verboten sind lediglich “beabsichtigte” Keimbahneingriffe im Rahmen einer In-Vitro-Fertilisation, d.h. verboten sind nur Keimbahneingriffe bei Embryonen, die für den Embryo-Transfer vorgesehen sind. Diese Bestimmung bildet die Vorstufe zur völligen Freigabe der Keimbahntherapie. 





Art. 14 – Verbot der Geschlechtswahl


Diese Bestimmung verfährt nach dem gleichen Muster wie das Verbot der Keimbahneingriffe. Auch hier ein Verbot mit Erlaubnis. Zwar wird ein Verbot, das Geschlecht des künftigen Kindes zu wählen, ausgesprochen. Erlaubt ist hingegen die Geschlechtswahl zur Vermeidung der Geburt von Personen, die möglicherweise von geschlechtsgebundenen erblichen Krankheiten betroffen sein könnten. Wir lehnen diese Legitimierung eugenischer Praktiken ab. Zudem bildet diese Norm die Grundlage für die Zulassung der Präimplantationsdiagnostik. Auch dies lehnen wir ab.





In der laufenden Beratung zum Fortpflanzungsmedizingesetz haben sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat ein Verbot der Präimplantationsdiagnostik statuiert – gegen den Widerstand der Lobby der Fortpflanzungsmedizin. Mit dem Beitritt zur Konvention ist zu befürchten, dass der politische Druck erhöht wird, um in naher Zukunft das beschlossene Verbot der Präimplnatationsdiagnostik aufzuheben.





Art. 17 Schutz einwilligungsunfähiger Personen bei Forschungsvorhaben


Diese Bestimmung löste den breit abgestützten, parteiübergreifenden Protest im Europarat und in der deutschen Öffentlichkeit aus. Die Zulässigkeit des fremdnützigen Forschungszugriffs auf Menschen, die nicht einwilligen können, steht in einem grundsätzlichen Widerspruch zum schweizerischen Recht. Danach gilt ein absolutes Verbot für nicht-therapeutische Forschung an Einwilligungsunfähigen. Die bislang unabdingbare persönliche Einwilligung wird in der Konvention ersetzt durch die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters. Diese Bestimmung macht Personen, die am stärksten auf den Schutz der Gesellschaft angewiesen sind, zu Versuchsobjekten der medizinischen Wissenschaft. Hier wird der Kern der Menschenrechte, die Menschenwürde, verletzt. Hier wird an den Grundlagen unserer Rechtsordnung gerüttelt. Wir lehnen diese Bestimmung entschieden ab. 





Die Ausführungen im Vernehmlassungsbericht (S. 29) erachten wir als höchst bedenklich. Die Art und Weise, wie die klaren Regelungen in einzelnen kantonalen Gesetzen kommentiert werden, sind unsachlich und tendenziös. Unterschlagen werden jene Lehrmeinungen (z.B. J.P. Müller, Autoren von Patientenrechtsbüchern etc.), die unmissverständlich festhalten, dass nicht-therapeutische Forschung an Urteilsunfähigen nach schweizerischem Recht absolut unzulässig ist. Die Ausführungen machen deutlich, dass der Bundesrat bezüglich Einwilligungsregeln nicht beabsichtigt, am geltenden Recht festzuhalten, obwohl das strengere schweizerische Recht mit der Konvention vereinbar ist. Art. 27 


der Konvention hält das Prinzip der “Mindestgarantien” fest und erlaubt den Mitgliedstaaten, weiterreichende Schutznormen zugunsten der Versuchspersonen zu erlassen. Zu den Regelungen der Kantone Genf, Jura, Neuenburg und Thurgau, die Forschungsversuche an Einwilligungsunfähigen verbieten, schreibt der Bundesrat geradezu ungehalten: “Allerdings muss man sich fragen, ob eine solche Regelung letztlich wirklich den betroffenen Personen dient. Auf jeden Fall ist es ethisch fragwürdig, wenn die urteilsunfähigen Personen in diesen Kantonen von Forschungen, die andernorts in der Schweiz oder in der Welt durchgeführt werden, profitieren.” (S. 30) Diese Passage der Botschaft enthält eine solch stossende Verdrehung der geltenden Rechtsprinzipien, dass sich ein Kommentar erübrigt. Diese Ausführungen bestätigen vielmehr unsere These, dass mit der Konvention eine Nivellierung des Menschenrechtsschutzes nach unten beabsichtigt wird. Dieser Entwicklung muss ein klares Nein zur Bioethik-Konvention entgegengestellt werden. 





Art. 18 Forschung an Embryonen in vitro


Diese Bestimmung lässt Embryonenforschung zu. Lediglich die Herstellung von Embryonen zu Forschungszwecken soll noch verboten sein. Forschung an überzähligen Embryonen, d.h. an Embryonen, die nach der In-Vitro-Befruchtung übrig bleiben, und Forschung an importierten Embryonen, die anderswo für Forschungszwecke hergestellt worden sind, sind gemäss Konvention erlaubt. Diese Bestimmung ist das Einfallstor für sämtliche Fortpflanzungstechniken, die heute als ethisch fragwürdig beurteilt werden: Klonierung von Menschen, Keimbahneingriffe, Ersatzteillager etc. Wir lehnen diese Bestimmung ab.





Art. 20 Schutz einwilligungsunfähiger Personen


Nicht nur Forschung (Art. 17) , sondern auch die Entnahme von Gewebe von einwilligungsunfähigen Personen soll mit dieser Bestimmung erlaubt werden. Noch wird diese Entnahme auf die “Spende” zwischen Geschwistern beschränkt. Diese Bestimmung birgt die Gefahr, dass Eltern gezielt zum Zwecke der Transplantation (z.B. Knochenmark) Kinder “produzieren”. Über einen solchen Fall wurde vor einigen Jahren in der Presse berichtet. Unsere Stellungnahme zu Art. 17 (Forschung an einwilligungsunfähigen Personen) gilt vollumfänglich auch für Art. 20. Hier werden Menschen zu Lieferanten von “therapeutischem Material” reduziert. Das lehnen wir entschieden ab. 





Art. 21 Verbot finanziellen Gewinns


Dieses Verbot erscheint auf den ersten Blick als ethische Schranke. Bei näherem Hinsehen erweist sich diese Bestimmung als Alibi. Die Patentierbarkeit von menschlichen Körperteilen – hier winkt das grosse Geld -  wird z.B. ausgeklammert. Dies soll in einem Zusatzprotokoll geregelt werden. Die Doppelbödigkeit dieses Verbots zeigt sich auch darin, dass nur diejenigen, von denen die Körperteile stammen, keinen Gewinn erzielen dürfen. Denjenigen hingegen, die sie produzieren, verwalten und verwerten, die eine schrankenlose Kommerzialisierung der von ihnen angeeigneten menschlichen Körperteile betreiben, werden keine Schranken entgegengesetzt. Wir fordern ein generelles Verbot der kommerziellen Verwertung menschlicher Körperteile insbesondere ein Verbot der Patentierung von menschlichen Genen, Zellen, Geweben und Organen.





Art. 28 Öffentliche Diskussion


Die Verpflichtung, eine öffentliche Diskussion durchzuführen, flösst angesichts der ausgesprochen undemokratischen Entstehungsgeschichte dieser Konvention kein Vertrauen ein. Eine öffentliche Diskussion hätte vor der definitiven Verabschiedung der Konvention noch Sinn gemacht. Diese Möglichkeit hat der Bundesrat explizit abgelehnt (vgl. Interpellation Margrith von Felten, 1994). Jetzt geht es nur noch darum, die Konvention als Ganzes zu akzeptieren  oder abzulehnen. 





Wir haben in unseren einleitenden Bemerkungen auf die Mängel des vorliegenden Vernehmlassungsverfahrens hingewiesen. Eine öffentliche Debatte über den Beitritt der Schweiz zur Biomedizin-Konvention muss dringend organisiert werden. Bevor diese stattgefunden hat, dürfen keine weiteren Schritte in Richtung Ratifizierung unternommen werden.  





Schlussbestimmungen


Die Sicherung und Durchsetzung der in der Konvention niedergelegten Regeln ist völlig unzureichend. Es reicht nicht aus, dass der Europäische Menschenrechtsgerichtshof um Stellungnahme zur Auslegung des Übereinkommens gebeten werden kann. Da es sich bei der Konvention um ein Spezialübereinkommen der Menschenrechtskonvention handelt, ist es erforderlich, die Möglichkeit der Individualklage zu eröffnen. 





Zusatzprotokoll über das Verbot des Klonens menschlicher Lebewesen


Das Klonierungsverbot des Zusatzprotokolls gilt nur bedingt. Drei Klonierungsformen werden in den Erläuterungen aufgezählt. Zwei davon sind erlaubt. Nur das gezielte Klonen von menschlichen Lebewesen fällt unter das Verbot, wobei die Definition von “menschlichen Lebewesen” offen gelassen wird. Das Klon-Protokoll lässt Klonexperimente an menschlichen Embryonen zu. Zulässig ist auch der Einsatz von Embryonen als Ersatzteillager. Dieses Zusatzprotokoll ist aus ethischer Sicht unzureichend. Die geltenden ethischen Standards werden mit diesem Zusatzprotokoll unterlaufen.  





Zusammenfassung:


Wir lehnen den Beitritt der Schweiz zur Biomedizin-Konvention ab, weil





-	die Unantastbarkeit der Menschenwürde niemals ausser Kraft gesetzt werden darf


-	die Konvention fremdnützige Forschung an Urteilsunfähigen zulässt


-	ein klares Verbot für gentechnische Eingriffe in die Keimbahn fehlt


-	die Forschung an Embryonen in vitro und der Einsatz von Embryonen als Ersatzteillager zugelassen ist


-	nicht jede Form des Klonens menschlicher Embryonen verboten ist


-	genetische Untersuchungen an ArbeitnehmerInnen nicht zu deren Schutz geregelt sind


-	die Konvention zur Patentierung von menschlichen Genen, Zellen, Geweben und Organen schweigt


-	die Möglichkeit der Individualklage beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte fehlt.








�
Grundsätzliche Kritik am Schweizer Vernehmlassungsverfahren:





1.	Seit fünf Jahren ist die o.g. Konvention in der Diskussion. Sie ist heftig umstritten. Einige Daten der jahrelangen Kontroverse seien hier vermerkt. 1994 lehnte der Europarat den ersten Entwurf ab. Im gleichen Jahr wandten sich die beiden gentechnologiekritischen Organisationen Basler Appell gegen Gentechnologie und NOGERETE an die Öffentlichkeit mit der Forderung, die Ratifizierung dieser Konvention abzulehnen. Darauf folgten zwei kritische Interpellationen im Nationalrat. (Ruth Grossenbacher und Margrith von Felten). Zwei Jahre später - im Juni 1996 -  wurden 6000 Unterschriften gegen die Konvention und für das Manifest zum Schutz der Menschenwürde beim Bundesrat eingereicht. Im Herbst 1996 stimmte der Europarat der – unserer Ansicht nach nur kosmetisch überarbeiteten - Konvention zu. Deutschland hat es bis heute abgelehnt, die Konvention zu ratifizieren. In dieser Situation halten wir es als demokratisch höchst bedenklich, wenn nun ein Vernehmlassungsverfahren - in voller Kenntnis der Kontroverse - durchgeführt wird, ohne dass sich die verantwortlichen Behörden vorgängig um die Lancierung einer breiten öffentlichen Diskussion bemüht haben. Eine solche Diskussion wird im übrigen von der Konvention ausdrücklich gefordert (Art. 28). Heute stehen wir in der Situation, dass die schweizerische Öffentlichkeit über die in der Konvention angesprochenen Problematik kaum informiert ist. Wir haben allen Grund zu befürchten , dass das Vernehmlassungsverfahren zur demokratischen Alibiübung verkommt und als Akzeptanzbeschaffungsmassnahme im Interesse der Forschung missbraucht werden könnte. 


2.	Die Bestimmungen der Konvention sind auslegungsbedürftig. Massgebend für die Auslegung dieses Vertrags ist der erläuternde Text des Europarats und nicht – wie viele Vernehmlassende annehmen werden – der Kommentar des Bundesrats. Der entscheidende Europarat-Text ist jedoch lediglich in französischer Sprache in die Vernehmlassung geschickt worden. Dieses Vorgehen ist inakzeptabel. Ein Vergleich der beiden Texte zeigt, dass der bundesrätliche Text sich insbesondere über jene Abweichungen gegenüber dem geltenden Recht ausschweigt, die Kritik gegenüber der Konvention auslösen könnten. So ist z.B. im Text des Bundesrates nichts darüber zu erfahren, welches Recht vorgeht, wenn ein Widerspruch zwischen den Bestimmungen der vorliegenden Konvention und anderen Menschenrechtskonventionen vorliegt. Der französische Text ist da klipp und klar (Ziff. 11 – 15): Forschungsinteressen gehen vor Menschenrechte. Indem der massgebliche Kommentar des Europarates nur lückenhaft in den Vernehmlassungsbericht aufgenommen worden ist, erhalten die VernehmlassungsadressatInnen ein verfälschtes Bild über die Tragweite der Konvention.


3.	Eine weitere Täuschung der Vernehmlassenden sehen wir darin, dass der begleitende Text zur Konvention vorgibt, es werde medizinisch-ethisches Neuland betreten. So schreibt der Bundesrat in der Pressemitteilung 28. September 1998, “Erstmals besteht damit auf internationaler Ebene ein Instrument, das für den Bereich der Humanmedizin und der medizinischen Forschung verbindliche Regeln vorsieht.” Diese Aussage ist unhaltbar. International ist z.B. im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966 festgehalten, dass niemand ohne seine freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden darf (Art. 7). Bekannt ist auch der 1946 formulierte Nürnberger Kodex, der angesichts der Verbrechen der Nazi-Medizin als verbindliche ethische Basis in der medizinischen Forschung anerkannt und den Gerichtsurteilen zugrundegelegt wurde. Auch auf nationaler Ebene gibt es keinen “rechtsfreien Raum”. Es gilt ein enges Geflecht verbindlicher Rechtsregeln für das Arzt-Patientenverhältnis insbesondere im Bereich des Persönlichkeitsschutzes. Mit der Ankündigung, es werde medizinisch-ethisches Neuland betreten, wird allfällige Kritik zum vornherein ausgeschaltet. Die Kritik besteht namentlich darin, dass bisher unbestrittene rechtliche und ethische Schranken der medizinischen Forschung durch die Konvention grundlegend in Frage gestellt werden. Wir halten die Falschinformation über die rechtliche Bedeutung der Konvention für äusserst gravierend.


4.	Ziel der Konvention sei der Schutz der Menschenrechte. Dies ist die zentrale Aussage im Titel, in der Präambel und in den einleitenden Erläuterungen. Diese Positionierung der Konvention halten wir für irreführend, denn die Brisanz der Konvention besteht darin, dass erstmals in der Geschichte die Preisgabe der Menschenrechte zugunsten der Forschungsbedürfnisse auf internationaler Ebene legalisiert wird. Nicht die Stärkung der Menschenrechte gegenüber der Forschung ist Thema der Konvention, sondern genau das Gegenteil. Es geht um den Abbau des geltenden Menschenrechtsschutzes genau dort, wo Forschungsinteressen mit internationalen Menschenrechtsstandards kollidieren. Dies wird besonders deutlich dort, wo beispielsweise das geltende schweizerische Recht gegenüber der Konvention restriktivere Regelungen vorsieht. Wir verweisen auf die Erläuterungen zu Ziffer 253 (Schutz einwilligungsunfähiger Personen). Anstelle einer transparenten Darstellung des Interessenkonflikts wird hier derart unsachlich und moralisierend argumentiert, dass wir in diesen Passagen des Vernehmlassungsberichts eine unzulässige Beeinflussung der demokratischen Meinungsbildung erblicken. Wir protestieren in aller Form gegen diese einseitige, den Forschungsinteressen dienende Darstellung der Problemlage. Obwohl die Konvention vorsieht, dass einzelstaatliche Regelungen im Vergleich zur Konvention höhere Menschenrechtsstandards vorsehen können, wird hier Stimmung gemacht für eine künftige Senkung des geltenden Menschenrechtsstandards auf das Niveau der Konvention.      





Wir beantragen, die Vernehmlassungsfrist um ein Jahr zu verlängern. In dieser Zeit soll eine öffentliche Debatte stattfinden. Es ist eine sachliche Informationskampagne über die Rechtslage und über die aktuelle Kontroverse (die insbesondere im deutschsprachigen Raum Europas stattgefunden hat) durchzuführen und eine breite öffentliche Diskussion über die Inhalte der Konvention zu organisieren. Die Vernehmlassung ist zu wiederholen. Die Unterlagen sollen ergänzt werden. Insbesondere soll die Übersetzung des verbindlichen französischen Kommentars zur Konvention mitverschickt werden.

















Bern, 26.2.1999	
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